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1. Person 1 

 

 

Frage 1: Ist das Ziel in der Regionalen Planungsgemeinschaft mit den vorhandenen Windenergie(anlagen) 

+ Solarparkflächen(Anlagen) + Maisanbauflächen für Biogasanlagen nicht schon lang erreicht und müßte 

nun gegen eine weitere Ausweisung die umweltrelevanten Schutzgüter  Fläche, Menschen, Boden, 

Wasser, Luft, Klima, Pflanzen, Tieren, biologische Vielfalt, Landschaftsbild und kulturelles Erbe vor 

weiteren Belastungen und Gefährdungen geschützt werden? Es ist immer alles gemeinsam zu sehen, und 

da hat meines Erachtens die Windenergie kein "Alleinstellungsmerkmal" abonniert. 

 

Sachverhalt: 

 

- ca. 20.759,2 ha ist Amt Meyenburg groß 

(Quelle: https://www.amtmeyenburg.de/seite/435720/amtsbrosch%C3%BCre.html) 

 

-  ca. 1.527 ha = ca. 7,4 % hat das Amt Meyenburg als Windeignung ausgewiesen (inkl. 

Überschneidungsbereiche mit den Nachbarn Pritzwalk, Wittstock, Putlitz ... 

(Quelle: Auskunft Amtes Meyenburg vom 19.01.2023) 

 

- 135 GWh Ausfallmengen im Jahr 2020 (im Gebiet der Regionalen Planungsgemeinschaft PR-OHV) 

entsprechen fast der gesamten installierten Windkraft- und Solaranlagenleistung in der ganzen 

Bundesrepublik Deutschland. 

Quelle: https://app.electricitymaps.com/zone/DE , abgerufen am 19.01.2023 

 

installierte Leistung Windkraftanlagen (onshore+offshore) = 65,9 GW 

installierte Leistung Solaranlagen = 64,9 GW 

65,9 GW + 64,9 GW = 130,8 GW 

Quelle: E.DIS Netz GmbH Präsentation vom 07.04.2022 in der Regionalversammlung 

 

Das bedeutet, dass das Amt Meyenburg massiv über dem geforderten "Soll" von 2,2 % der politischen 

Zielrichtung liegt, und somit für den nächsten Jahrzehnte keine neuen Eignungsgebiete mehr benötigt und 

verkraften kann, da auch die Stromabnehmer nicht vor Ort sind und zusätzlich keine Netze, sowie die 

vorhandenen Anlagen ständig bei starkem Wind abgeregelt werden müssen. Die Klimaziele sind erreicht 

und jetzt muss doch das Motto lauten: "Stopp! Flächen, Natur und Landschaft vor weiteren Belastungen 

und Gefährdungen schützen. Klimaziel erreicht!" 

 

Die vorhanden Solarparks und Maisanbauflächen für die Biogasanlagen sind in der Berechnung von Punkt 

2 noch gar nicht eingepreist. 

 

Antwort: Die Aufgabe der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel ist es, Flächen für die 

Windenergienutzung festzulegen. Dies erfolgt auf Grundlage eines gesamträumlichen Konzeptes. Insofern 

liegt es in der Natur der Sache, dass einige Räume besser geeignet sind als andere und die Gebiete nicht 

gleichverteilt sind. Das Ziel 2,2 % der Flächen für die Windenergienutzung auszuweisen, ist im Übrigen ein 

Ziel, welches für das gesamte Land Brandenburg gilt und nicht für jede Gemeinde. Vorhandene Solarparks 
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und Maisanbauflächen können bei der Flächenbilanzierung für die Windenergienutzung grundsätzlich 

nicht berücksichtigt werden. 

 

Frage 2: Aus der Präsentation der E.DIS Netz GmbH in der letzten Regionalversammlung ist deutlich 

hervorgegangen, dass wie auf S. 6 -  9 dargestellt, eine weitere Ausweisung von Windeignungsflächen die 

Region Ostprignitz-Ruppin und Prignitz, hier besonders genannt das Amt Meyenburg, regionalplanerisch 

und vom Landschaftsgefüge her, nicht mehr verkraftet. Welche Indikatoren der Regionalplanung sind 

anwend- und begründbar, Flächenziele  zu begrenzen oder abzulehnen, wenn landschafts- , flächen-, und 

raumfressende Überprägungen und Überlastungen eintreten oder auch schon vorhanden sind - 

besonders hier in einer flachen und flachwelligen Region? 

 

Antwort: Zunächst ist es die Aufgabe der Netzbetreiber, die Infrastruktur an die veränderten Bedarfe 

anzupassen und dementsprechend die Kapazitäten bzw. die Aufnahmefähigkeit der Netze zu erweitern. 

Unabhängig davon gibt es auch regionale Bestrebungen, den vor Ort erzeugten Strom vor Ort zu nutzen 

und insbesondere Abregelungen zu vermeiden. Dahingehend ist zu klären, wie und in welchem Umfang 

der erneuerbare Strom für die Produktion von Wasserstoff in der Region genutzt werden kann. In diesem 

Zusammenhang soll insbesondere auf die Potenzialstudie für eine regionale Wasserstoffwirtschaft 

verwiesen werden. 

 

Im Übrigen ist es Anliegen der Regionalen Planungsgemeinschaft eine raumverträgliche Planung von 

Gebieten für die Windenergienutzung zu gewährleisten und eine Überprägung bzw. Überlastung der 

Landschaft zu vermeiden. Grundlage hierfür ist die Anwendung eines Kriterienkatalogs der u. a. zu 

berücksichtigende Belange anderer Raumnutzungsansprüche bzw. Schutzgüter zum Inhalt hat. 

 

Frage 3: Wenn schon die Volllaststunden der WKAs abnehmen, S. 7, sowie die Ausfallmengen im 

Planungsgebiet jetzt schon bei 135 GWh liegen und zusätzlich die Erstattungsbeträge an die WKA-

Betreiber kontinuierlich steigen, dann sind  das eindeutige und belegte "Indikatoren", die auf eine Gefahr 

hindeuten, dass einem weiteren Ausbau sowie einer weiteren Ausweisung von Flächen für die 

Windenergie drastisch gegengesteuert werden muss. Ist meine Schlussfolgerung hiermit richtig 

eingeschätzt, dass die Regionalplanung nun die Aufgabe in den Landkreisen Prignitz und Ostprignitz-

Ruppin übernehmen muss, eine Raumplanung  einzuleiten, die eine weiteren Flächenbesiedlung, -

flächenausdehnung und Industrialisierung der Windenergienutzung eventuell sogar auch der 

Freiflächenphotovoltaiknutzung  zum Schutz der Umwelt und des ländlichen Raumes wegen 

"Übernutzung" nicht mehr zulassen kann (z. B. befristet)? Wir müssen doch auch ehrlich zu unserem 

Umfeld und der Umwelt sein und uns nicht selbst betrügen. 

 

Ich schließe aus meinen genannten und vorgetragenen Feststellungen, dass noch ein erhebliches 

Leistungspotential von erzeugbaren Strommengen der installierten Windkraftanlagen ungenutzt und 

unausgeschöpft vorliegt, welches derzeit überhaupt nicht in der raumordnerischen und 

regionalplanerischen Betrachtung Beachtung gefunden hat. Dieses wird hiermit beanstandet. 

 

Antwort: Die jährliche Energiemenge ist in erster Linie abhängig von den meteorologischen Bedingungen. 

Hinzukommen behördlich angeordnete Abschaltzeiten, Wartungen und dann auch Abregelungen wegen 

Netzengpässen. Der kalkulierten Ausfallmenge von 135 GWh im Jahr 2020 stehen ca. 1.600 GWh 

eingespeister Energie gegenüber. Insofern entspricht das rechnerisch ca. 8 %.  
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Die kalkulierten Ausfallmengen sind in den zurückliegenden Jahren stetig gestiegen, dabei dürfte jedoch 

auch der Ausbau der PV-Freiflächenanlagen eine wesentliche Rolle gespielt haben. Aufgabe der 

Netzbetreiber ist es, die Ausfallmengen potentiell erzeugbarer Energie aus erneuerbaren Energien zu 

reduzieren. 

 

Wegen der Frage nach einer möglichen raumordnerischen Steuerung von PV-Freiflächenanlagen wird auf 

TOP 9 verwiesen. Es wird jedoch weder ein Erfordernis für eine Positiv- noch für eine Ausschlussplanung 

auf Ebene der Regionalplanungen gesehen. 

 

 

2. Person 2 

 

 

Frage 1: Wie kann die Aufgabe der Regionalplanung hier steuernd eingreifen, den Ist-Bestand von 

vorhandenen Anlagen, also die Nichtberücksichtigung der vorhandenen Überkapazitäten jeder Anlage, in 

die Planung mehr zu beachten und aufzunehmen, und festzulegen, um weitere nicht notwendige 

Flächeninanspruchnahmen zu vermeiden?  (Überkapazitäten: siehe E.DIS Netz GmbH Präsentation vom 

7.4. 2022 der Regionalversammlung PR-OHV). 

 

die Tagesordnung zur heutigen Sitzung weist auf erhebliche neue Regelungsinstrumente im Rahmen der 

Ausweisung von Flächen zur Windenergienutzung. 

 

Aus rechtlicher Sicht ist ein großer Zweifel begründet, dass die Bundesregierung sich mit dem Thema der 

Wind- und Solarenergie nicht sach- und fachgerecht korrekt auseinandergesetzt hat, da es hier um einen 

zu überdimensionierten Flächenverbrauch auf landwirtschaftlichen und forstlichen Flächen handelt, der 

an keiner Stelle adäquat ausgeglichen wird, bzw. nachvollziehbar die Umwelt zusätzlich erheblich 

beeinträchtigt, gefährdet und schadet. 

 

Es ist nicht auszuschließen, dass gerichtliche Entscheidungen die Windenergie- und vermutlich auch die 

großflächigen Solarflächenplanungen und Festlegungen der Regionalplanung beanstanden müssen, weil 

die vorhandenen Anlagen, deren Leistung, deren Flächenbedarf und deren Standorte nicht bei der 

Berechnung der notwendigen Grundlastsicherung entsprechend ihrer tatsächlichen 

Leistungsmöglichkeiten und deren natürlichen und technischen Hindernissen betrachtet wurden, da jetzt 

schon große ungenutzte Überkapazitäten von Anlagen vorliegen, die nicht abgeschöpft werden können 

und einen weiteren Ausbau von Wind- und Solaranlagen mit den geplanten Flächenverbräuchen an keiner 

Stelle rechtfertigen. 

 

Derzeitige WKA zerschneiden eindeutig großräumig freien Landschaften und den Wald und verändern 

negativ das Mikroklima um die Anlagen und der Umgebung. FFPhA zerschneiden und stören eindeutig das 

Landschaftsgefüge der Region, sind Gewerbeflächen und unsichere volatile Stromerzeuger. 

 

Wenn Freiflächenphotovoltaikanlagen im Jahr nur max. 1.000 - 1.100 Stunden von maximal 8.760 Stunden 

arbeiten können, dann gibt es einen Arbeitsverlust von ca. 80 % und einen dazugehörigen 

ungerechtfertigten Flächenverbrauch. 
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In der Anlage 1 ist dargestellt, dass am 20.01.2023 um 19 Uhr fast 30.000 Windkraftanlagen und 

Solaranlagen mit einer installierten Leistung von sage und schreibe 64,9 GW, in keiner Weise die 

Grundversorgung mit Strom in Deutschland sicherstellen konnten. Es ist davon auszugehen, dass auch 

100.000 WKA und 100 GW Solaranlagenleistung zur selben Zeit, ebenso ein "Unterversorgung" dargestellt 

hätten. Die Probleme liegen nicht in der Regionalplanung, sondern im Netzausbau und der Volatilität der 

Anlagen. 

 

Antwort: Das ist nicht Aufgabe der Regionalplanung. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 von 

Person 1 verwiesen. 

 

Frage 2: Wie begründen Sie die mögliche Feststellung, dass die Regionalplanung hier zum Handlanger 

politischer Entscheidungen grob fahrlässig und vorsätzlich ausgenutzt wird, nicht nur einen hohen 

Flächenverbrauch und Verbraucherkosten zu verursachen, sondern auch einen zukünftigen 

Anlagenmüllberg, der weder nachhaltig noch umweltgerecht begründet werden kann? Z. Bsp. die 

Rotorblätter, deren Recycling in diesen großen Mengen nicht möglich ist und die gesundheitsgefährdend 

eingestuft sind. 

 

Antwort: Gar nicht. Die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel agiert auf Grundlage 

gesetzlicher Regelungen. Sie hat den gesetzlichen Auftrag, eine entsprechende Flächenkulisse für die 

raumbedeutsame Windenergienutzung in einem Regionalplan festzulegen. Grundlage für die Festlegung 

der Gebiete ist ein gesamträumliches Planungskonzept, welches darauf abzielt, möglichst konfliktarme 

Räume auszuwählen. 

 

 


